Gemeinsame Erklärung der Teilnehmer an den Betriebsversammlungen der Hamburger Weiterbildungsträger am 06.12.2004

Berufliche Weiterbildung vor dem endgültigen Aus?

Wir, die Beschäftigten der Hamburger Weiterbildungsträger protestieren gegen die anhaltende Zerschlagung der beruflichen Weiterbildung und ihrer Einrichtungen durch die Politik von Bundesregierung und Bundesagentur für Arbeit.

Mit dem Inkrafttreten des Hartz-IV-Gesetzes am 01.01.2005 droht der beruflichen Weiterbildung von Arbeitslosen das endgültige Aus.

Seit Beginn der Umsetzung der ersten Hartz-Gesetze Anfang 2003 hat sich die Zahl der Teilnehmer in beruflichen Weiterbildungsmaßnamen bundesweit um über die Hälfte verringert (von durchschnittlich 330.000 im Jahr 2002 auf jetzt noch etwa 160.000). 

Für das kommende Jahr sind noch weitaus stärkere Einbrüche zu erwarten.

So plant die Arbeitsagentur Hamburg nur noch Weiterbildungsmaßnahmen für 1300 Teil-nehmer im kommenden Jahr (gegenüber 8-10.000 bis 2002 und immerhin noch 3.100 in diesem Jahr). Umschulungen soll es überhaupt nicht mehr gegeben. Regelfall soll eine vierwöchige Trainingsmaßnahme mit einem maximal 8-wöchigen betrieblichen Praktikum werden. Was das noch mit beruflicher Qualifizierung zu tun haben soll, wissen die Götter.

Ziel der Arbeitsagenturen ist nicht mehr die Verbesserung der Arbeitsmarktchancen der Arbeitslosen durch Qualifizierung sondern "die schnelle Vermittlung". Gelingt diese nicht in den 12 Monaten des Bezugs von Arbeitslosengeld I, muß die Agentur eine als "Aussteue-rungsbetrag" bezeichnete Strafgebühr in Höhe von 10.000 € an die für die Umsetzung von Hartz-IV gebildeten kommunalen Arbeitsgemeinschaften zahlen. Daß auch die Hamburger Arbeitsagentur nicht an das Märchen von der "schnellen Vermittlung" glaubt, kann man u.a.  daran erkennen, daß in Hamburg 150 Mio. € für den "Aussteuerungsbetrag" vorgesehen sind, aber nur noch 5 Mio. € für Lehrgangsgebühren für Weiterbildungsmaßnahmen.

Bundesweit beträgt die geplante Summe für den Aussteuerungsbetrag 6,7 Mrd.€.

Mit dieser Summe sollen (zumindest teilweise) arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Empfänger des künftigen Arbeitslosengeld II finanziert werden, in erster Linie die sog. Ein-Euro-Jobs. Allenfalls in diesem Rahmen soll es auch "niedrigschwellige" Qualifizierungs-maßnahmen für Arbeitslose geben. Der Erwerb einer neuen beruflichen Qualifikation ist damit sicher nicht gemeint.

Die Folge wird ein weiterer drastischen Personalabbau bei den (noch überlebenden Weiter-bildungsbetrieben) sein sowie die Stillegung oder Insolvenz der anderen.

In den letzten 18 Monaten haben ca. 30.000 Beschäftigte von Weiterbildungsunternehmen bundesweit ihren Arbeitsplatz verloren, in Hamburg waren es ca. 1000.

Zu befürchten ist, daß im nächsten mindestens noch einmal so viele Arbeitsplätze in der Branche zerschlagen werden und daß nur noch Restbestände übrigbleiben werden.

Wir fordern von den Entscheidungsträgern in der Bundesregierung und in der Bundes-agentur für Arbeit:

Die berufliche Weiterbildung muß als zentrales Instrument der aktiven Arbeitsmarkt-politik des Staates erhalten bleiben. 

Der Ausgliederungsbeitrag muß wieder abgeschafft werden , weil er zusätzliche Langzeitarbeitslosigkeit erzeugt, statt sie zu bekämpfen.

